LANDKREIS VECHTA

- Jugendhilfeausschuss -
- 16. Wahlperiode -

An die
Mitglieder des Jugendhilfeausschusses

Niederschrift

@)

Nachrichtlich

an alle Kreistagsabgeordneten

mit der Bitte um Kenntnisnahme

Uber die 9. Sitzung des Jugendhilfeausschusses am 22.09.2015

Anwesend:

Herr Dr. med. Ludger Kampsen (Vorsitzen-
der)

Herr Siegfried Bockmann (KTA)

Herr Dietmar Fangmann (Beratendes Mit-
glied; Landescaritasverband)

Herr Josef Hilgefort (Landescaritasverband)
Herr Karl-Heinz Kamlage (Jugendpflege)
Herr Roland Krapp (KTA)

Herr Herbert Kucklick (Beratendes Mitglied)
Herr Frank Lawicka (Beratendes Mitglied;
Kreisjugendpfleger)

Herr Heinrich Luhr (KTA)

Herr Berthold Moéller-Hagemeier (VSL e. V.)
Frau Margret Reiners-Homann (Diakonisches
Werk)

Frau Anette Simon (Beratendes Mitglied;
Kindertagesstatten)

Frau Ruth Voet (Beratendes Mitglied; Gleich-
stellungsbeauftragte)

Herr Matthias Warnking (KTA)

Hinzugezogen:
Herr Hartmut Heinen (Erster Kreisrat)

Anwesend:
Herr Herbert Winkel (Landrat)

Entschuldigt:
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Herr Reinhard Heile (Beratendes Mitglied,;
Landesschulbehérde)

Herr Volker Hilsmann (Beratendes Mitglied;
Bischdflich Minster. Offizialat)

Frau Anja Zerhusen (Beratendes Mitglied;
Landesjugendpfarramt)

Es fehlte:
Frau Anna Ellmann (Stellvertretende Vorsit-
zende)

Hinzugezogen:
Frau Martina Riemann-Wulf (Protokollfihre-
rin)

Sodann wird folgende Tagesordnung behandelt:

1. Eroffnung der Sitzung

2. Feststellung der ordnungsgemalen Einberufung und Beschlussfahigkeit

3. Feststellung der Tagesordnung

4, Genehmigung der Niederschrift Gber die 8. Sitzung des Jugendhilfeausschusses am
26.02.2015

5. Mitteilung des Landrates

6. Pflichtenbelehrung gemaf § 7 Nds. AG KJHG in Verbindung mit § 43 Nds. KomVG

7. Anerkennung als Trager der freien Jugendhilfe nach § 75 SGB VIII; JugendHilfeVerein
im Landkreis Vechta e. V. (031/2015)

8. Fortschreibung des Kindergartenbedarfsplanes 2014/15 (032/2015)

0. Fortfihrung des Familienhebammendienstes des SkF e. V. (033/2015)

10. Weiterfihrung des Projektes Familienpaten des SKF e. V. (034/2015)

11. Antrag auf Anpassung der Finanzierung des Pflegekinderdienstes des SkF e. V.
(035/2015)
12. Antrag des Caritas-Sozialwerkes St. Elisabeth auf Weitergewéhrung eines Zuschusses

fur die Aul3enstelle Damme (036/2015)
13. Fortfihrung der Forderung fir das Pro-Aktiv-Center (PACE) ab 01.07.2015 (037/2015)

14. Antrag der Jugendwerkstatten Damme, Lohne und Vechta auf Zuschuss zur Kofinanzie-
rung der ESF/Landesmittel (038/2015)

15. Zuschuss fur die Kreishandwerkerschaft (KHWS) Vechta fur das Projekt "Berufsprakti-
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sche Integration” (039/2015)

16. Richtlinie des Landkreises Vechta fur die Forderung der Jugendpflege (045/2015)

l. Offentlicher Teil

1. Er6ffnung der Sitzung

Der Ausschussvorsitzende eroffnet die Sitzung um 16.00 Uhr.

2. Feststellung der ordnungsgemalen Einberufung und Beschlussfahigkeit

Der Ausschussvorsitzende stellt ordnungsgemaf3e Ladung und Beschlussfahigkeit
des Jugendhilfeausschusses fest.

3. Feststellung der Tagesordnung

Die Tagesordnung wird festgestellt.

4, Genehmigung der Niederschrift Gber die 8. Sitzung des Jugendhilfeausschus-
ses am 26.02.2015

Die Niederschrift tber die 8. Sitzung des Jugendhilfeausschusses am 26.02.2015
wird einstimmig genehmigt.

5. Mitteilung des Landrates

Herr Landrat Winkel berichtet, dass sich der anhaltende Zustrom von Fliichtlingen
immer mehr auf die Arbeit des Jugendamtes auswirke. Schatzungen zu Folge be-
trage der Anteil der Kinder und Jugendlichen an den im Jahre 2015 in die Bundes-
republik einreisenden Fluchtlinge (geschétzt ca. 1 Million) ca. 40 %. Es werde deut-
lich spiurbar, dass der Anteil der im Rahmen der Jugendhilfe vom Jugendamt zu
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betreuenden Flichtlingsfamilien kontinuierlich steige. Aufgrund der dadurch stei-
genden Bedarfsnachfrage seien die Stadte und Gemeinden gehalten, im Rahmen
der Heranziehungssatzung ein bedarfsgerechtes Angebot an Betreuungsplatzen in
Kitas und in KTP vorzuhalten.

Herr Winkel berichtet weiter, dass seit einiger Zeit auch vermehrt unbegleitete min-
derjdhrige Auslander (UmA) in die Bundesrepublik einreisten. Dies seien Kinder
oder Jugendliche, die ohne Sorgeberechtigte oder Erziehungsberechtigte zu uns
kamen. Der Landkreis Vechta sei diesbezliglich bisher in etwa 20 Fallen betroffen
gewesen. Die Jugendlichen, die eingereist seien, hatten jedoch Uberwiegend gezielt
hier wohnende Verwandte angesteuert und seien dort untergekommen. Jugendam-
ter in Ballungsraumen wie Bremen, Hamburg etc. hatten dagegen bereits erhebliche
Probleme bei der Unterbringung und Betreuung der UmA. Mit dem am 01.01.2016
in Kraft tretenden Gesetz zur Verbesserung der Unterbringung, Versorgung und
Betreuung auslandischer Kinder und Jugendlicher sollte nun ein gleichmaRiges
bundesweites und landesweites Verteilungsverfahren angestrebt werden. Nach den
neuesten Schatzungen misse Niedersachsen dann mit einer Zuweisung von 3000
UmA rechnen. Fir den Landkreis Vechta seien ca. 50 bis 60 UmA. Da diese jungen
Menschen ohne Sorgeberechtigte oder Erziehungsberechtigte einreisten, muisse
gleichzeitig eine Vormundschaft, Uberwiegend durch die Amtsvorminder des Ju-
gendamtes, sichergestellt werden.

Schnellstmdglich seien Unterbringungs- und Betreuungsplatze nach jugendhilfe-
rechtlichen Standards zu schaffen. Hier kAmen als Betreuungsformen stationéare
Wohnheimplatze, Platze in betreuten Wohnformen oder in Pflegefamilien in Be-
tracht. Das Jugendamt habe bereits mit den ortsansassigen freien Tragern und dem
Pflegekinderdienst beim SkF e. V. Kontakt aufgenommen. Seitens des Caritas-
Sozialwerkes sei signalisiert worden, im Christinenhof in Schwichteler eine Einrich-
tung fur UmA in dem ehemaligen Kloster mit insgesamt 20 Betreuungsplatzen (10
Platze fir den Landkreis Cloppenburg und 10 Platze fur den Landkreis Vechta) vor-
zuhalten.

Zur Bewadltigung der anstehenden Aufgaben und Koordination und Umsetzung der
Malnahmen berichtet Herr Landrat Winkel, sei beim Landkreis Vechta ein Koordi-
nierungsstab mit verschiedenen Arbeitsgruppen gebildet worden.

6. Pflichtenbelehrung gemaf 8 7 Nds. AG KJHG in Verbindung mit § 43 Nds.
KomVG

Herr Landrat Winkel teilt mit, dass Herr Frank Lawicka mit Beschluss des Kreistages
vom 23.04.2015 als Nachfolger von Herrn Bréer zum Kreisjugendpfleger in den Ju-
gendhilfeausschuss berufen worden sei. Er weist Herrn Lawicka als beratendes
Mitglied des Jugendhilfeausschusses auf seine Pflichten hin, die sich aus § 7 AG
KJHG und § 43 Nds. KomVG ergeben.

Herr Landrat Winkel handigt die Rechtsvorschriften in schriftlicher Form aus.
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7. Anerkennung als Trager der freien Jugendhilfe nach § 75 SGB VIII; JugendHil-
feVerein im Landkreis Vechta e. V. (031/2015)

Herr Kucklick bezieht sich auf die Beschlussvorlage und berichtet, dass der Ju-
gendHilfeVerein im Landkreis Vechta e. V. beim Jugendamt die Anerkennung als
Tréager der freien Jugendhilfe gemal § 75 SGB VIII beantragt habe.

Nach dieser Vorschrift kbnnten als Trager der freien Jugendhilfe juristische Perso-
nen und Personenvereinigungen anerkannt werden, wenn sie

o auf dem Gebiet der Jugendhilfe tatig seien,

e gemeinnltzige Ziele verfolgten,

e aufgrund der fachlichen und personellen Voraussetzungen erwarten liel3en,
dass sie einen nicht unwesentlichen Beitrag zur Erfullung der Aufgaben der Ju-
gendbhilfe zu leisten imstande seien, und

e die Gewahr fir eine den Zielen des Grundgesetzes forderliche Arbeit béten.

Herr Kucklick erklart, dass der JugendHilfeVerein im Landkreis Vechta e. V. seit
langer Zeit auf dem Gebiet der Jugendhilfe tatig sei. Der Verein verfolge das Ziel,
gefahrdete und straffallig gewordene junge Menschen durch ambulante Hilfen sozi-
alpadagogisch zu fordern und im Einzelfall zu unterstitzen. Zu den Aufgaben des
Vereins zahle neben den unterschiedlichsten praventiven MalRnahmen insbesonde-
re die Einrichtung Unterstlitzung und Durchfilhrung von MalRnahmen des Téater-
/Opferausgleiches, Schadenswiedergutmachungen und andere erzieherische Mal3-
nahmen nach dem Jugendgerichtsgesetz. Der Verein finanziere sich aus Mitglieds-
beitragen und BuRRgeldzuweisungen des Amtsgerichts.

Herr Kucklick fasst zusammen, dass damit nach Prifung des Jugendamtes die Vo-
raussetzungen nach 8 75 SGBVIII erfullt seien. Die Verwaltung empfehle, dem An-
trag des JugendHilfeVereins im Landkreis Vechta e. V. stattzugeben.

Sodann wird einstimmig folgender Beschluss gefasst:

Der Jugendhilfeausschuss beschliel3t, den JugendHilfeVerein im Landkreis
Vechta e.V. als Trager der freien Jugendhilfe anzuerkennen.

8. Fortschreibung des Kindergartenbedarfsplanes 2014/15 (032/2015)

Frau Riemann-Wulf stellt den Entwurf des Kindergartenbedarfsplanes 2014/15 vor.

Frau Riemann-Wulf erklart, dass der Kindergartenbedarfsplan die zum Stichtag 3
1.12.2014 durchgefiihrte Befragung der Kindergérten und die vom Nieders. Kultus-
ministerium genehmigten Platze in den Kindertagesstatten zum 31.12.2014 berick-
sichtige. Die Erhebungen der Kindertagesstatten seien Uber die Stddte und Ge-
meinden eingereicht und von den Kommunen geprift worden.

Der Entwurf des Kindergartenbedarfsplanes sei den Tragern der Kindergarten und
den Stadten und Gemeinden zur Stellungnahme vorgelegt worden. Angeregte An-
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derungen der Kommunen seien in den Entwurf eingearbeitet worden.
Sodann erlautert Frau Riemann-Wulf die einzelnen Tabellen.

Tabelle | gebe eine Ubersicht lber alle Kindertagesstatten im Landkreis Vechta.
Insgesamt habe das Angebot an Betreuungsplatzen bei 5721 gelegen, einschliel3-
lich der heilpddagogischen Platze, der Platze in altersiibergreifenden und integrati-
ven Gruppen, sowie Krippen und Horten. Das Gesamtangebot der Kindertagesstat-
ten differenziert nach Alter und Art der Betreuung sei Tabelle Il zu entnehmen. Ins-
gesamt seien 4488 Platze zur Erflllung des Rechtsanspruches vorgehalten worden.

Tabelle 1l stelle das vorhandene Gesamtangebot an Betreuungsplatzen zur Erful-
lung des Rechtsanspruches auf einen Krippen- bzw. Kindergartenplatz der tatséach-
lichen Inanspruchnahme gegentber. Die Angebote an Betreuungsplatzen fur Kinder
unter 3 Jahren habe bei einschlie3lich der Platze in altersibergreifenden Gruppen
bei 955 Platzen gelegen. Demgegeniber hatten 973 Kinder U3 zum 31.12.2014
einen Betreuungsplatz in einer Kindertagesstatte in Anspruch genommen, da auch
Kinder U3 in normalen Regelgruppen betreut worden seien.

Frau Riemann-Wulf fiihrt weiter aus, dass insgesamt 4488 Platze zur Erfullung des
Rechtsanspruches auf einen Kindergartenplatz vorgehalten worden seien, von de-
nen 4321 Platze in Anspruch genommen worden seien.

Den Tabellen IV bis VII seien die Geburtenzahlen im Landkreis Vechta und die
Bedarfsberechnungen fir die Erfullung der Rechtsanspriche auf einen Krippen-
oder Kindergartenplatz zu enthehmen.

Ausweislich der Geburtenzahlen héatten im Kindergartenjahr 2014/15 insgesamt
4125 Kinder einen Anspruch auf einen Kindergartenplatz gehabt. Unter Berlicksich-
tigung des Platzangebotes zum 31.12.2014 habe ein Uberhang von 167 Platzen
bestanden, womit der Rechtsanspruch erfiillt worden sei.

Fur Kinder U3 sei zum 31.12.2014 ein Platzangebot von 979 Platzen vorgehalten
worden, wovon 860 Platze in Anspruch genommen worden seien. Es habe damit
ein Uberhang von 119 Platzen bestanden. Von den rechnerisch vorzuhaltenden 445
Platzen in Kindertagespflege seien im Landkreis 330 Platze in Anspruch genommen
worden. 27 Kinder seien auRerhalb des Landkreises betreut worden. Der Anspruch
auf einen Platz in Kindertagespflege habe damit erfiillt werden kénnen.

Sodann beschlief3t der Jugendhilfeausschuss einstimmig.

Der Jugendhilfeausschuss stellt den im vorliegenden Kindergartenbedarfs-
plan 2014/2015 ermittelten Bedarf und Bestand an Kinderbetreuungsplat-
zen fest.

9. Fortfuhrung des Familienhebammendienstes des SkF e. V. (033/2015)

Herr Kucklick berichtet, dass der SkF e. V. den Familienhebammendienst seit Mai
2008 im Rahmen eines Projektes anbiete. Aktuell beinhalte das praventive Angebot
6 zusatzlich qualifizierte Hebammen mit insgesamt 30 Wochenstunden und eine
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Sozialpadagogin mit 19,25 Wochenstunden. Fur die Durchfiihrung des Familien-
hebammenprojektes habe der Kreistag mit Beschluss vom 18.10.2012 ab
01.01.2013 fur 3 Jahre einen jahrlichen Zuschuss von 100.000 € gewahrt.

Das Familienhebammenprojekt vervollstandige das Leistungsspektrum der Jugend-
hilfe und biete den Vorteil, dass der Einsatz der Familienhebammen zunachst im
Rahmen von Krankenkassenleistungen finanziert werde und erst nach Ausschop-
fung dieser Moglichkeit Uber das Projekt abgerechnet werde. In dem im Dezember
2011 beschlossenen Kinderschutzgesetz werde der Einsatz von Familienhebam-
men im Aus- und Aufbau des Netzwerkes Friher Hilfen verankert. Fur die Durchfih-
rung des Familienhebammendienstes werde dem Landkreis Vechta vom Land Nie-
dersachsen im Rahmen der Bundesinitiative Frihe Hilfen und Familienhebammen
ein jahrlicher Zuschuss gewahrt, der flr 2015 66.210 € betrage.

Mit Schreiben vom 10.06.2015 beantrage der SKF nunmehr die Fortsetzung des
Familienhebammendienstes, sowie eine Erhdéhung der Hebammenstunden auf
40 Stunden/wdchentlich und die der Koordinierungskraft von 19,5 Stunden auf
25 Wochenstunden. Angesichts des bestehenden Bedarfs werde die Aufstockung
der Fachstunden der Hebammen seitens der Verwaltung unterstitzt. Hinsichtlich
des Koordinierungsaufwandes werde ein Stundenanteil von 19,5 Stunden weiterhin
fur ausreichend erachtet.

Sodann beschlie3t der Jugendhilfeausschuss mit einer Enthaltung:

Dem Kreistag wird empfohlen zu beschliel3en:
Der SKkF e. V. erhélt ab 01.01.2016 fir die Dauer von zwei Jahren fir die

Fortflilhrung des Familienhebammendienstes einen Zuschuss in Hohe von
jahrlich 128.000 Euro.

10. Weiterfuhrung des Projektes Familienpaten des SkF e. V. (034/2015)

Herr Kucklick bezieht sich auf die Beschlussvorlage und berichtet, dass in dem zum
01.01.2012 in Kraft getretenen Bundeskinderschutzgesetz die Pravention und ins-
besondere das System Friher Hilfen einen Kernbereich darstellten. Der Landkreis
beteilige sich daher seit dem 01.01.2014 mit Beschluss des Kreistages mit einem
Zuschuss von jahrlich 20.000 € an der kreisweiten Einfuhrung des Familienpaten-
projektes. Frihe Hilfen und damit auch der Familienpatendienst seien ein fester
Bestandteil der Jugendhilfe geworden. Der verstarkte Einsatz Friher Hilfen und
damit auch der Einsatz von Familienpaten hatten entscheidend dazu beigetragen,
die Fallzahlen und Kostensituation stagnieren bzw. sinken zu lassen. Der SkF bean-
trage nun die Erhdhung des jahrlichen Zuschusses auf der Basis realistischer Per-
sonal- und Sachkosten, die bei ca. 42.000 Euro lagen. In Verhandlungen habe man
sich darauf geeignet, dass unter Beriicksichtigung eines Eigenanteils der Férderbe-
trag bei 30.000 Euro liegen konne.

Seiten der Verwaltung werde empfohlen, das Familienpatenprojekt fortzufiihren und
mit einem Betrag von jahrlich 30.000 Euro fur die nachsten zwei Jahre zu fordern.

Der Ausschuss beschliel3t sodann einstimmig:
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Dem Kreistag wird empfohlen zu beschliefl3en:

Der SkF e. V. erhdlt ab 01.01.2016 fur die Weiterflhrung des Projektes
Familienpaten fir zwei Jahre einen Zuschuss von jahrlich 30.000 Euro.

11. Antrag auf Anpassung der Finanzierung des Pflegekinderdienstes des SkF e.
V. (035/2015)

Unter Bezugnahme auf die Beschlussvorlage fuhrt Herr Kucklick aus, dass nach der
Vereinbarung zwischen dem SkF e.V. und dem Landkreis Vechta vom 10.11.1992
der SKF e. V. fir den Landkreis die Aufgaben des Pflegekinderdienstes wahrnehme.
Die Vereinbarung basiere auf 2 Vollzeitstellen. Mit Zustimmung des Landkreises sei
aufgrund gestiegenen Arbeitsanfalles der Stellenplan zum 01.01.2015 auf 2,5 Voll-
zeitstellen erweitert worden. Nach § 3 der Vereinbarung erstatte der Landkreis 70 %
der Personal- und Sachkosten des Pflegekinderdienstes, die nicht durch Leistungen
Dritter gedeckt seien.

Der SkF e. V. habe eine Anpassung der prozentualen Beteiligung des Landkreises
auf 85 % beantragt. Der Antrag sei unter Berlicksichtigung der gefihrten Gesprache
mit dem SKF e. V. insoweit gedndert worden, dass die Eigenbeteiligung des SkF auf
20 % reduziert werde.

Herr Kucklick erklart, dass es auch kiinftig erforderlich sein werde, Pflegefamilien zu
akquirieren und durch eine sorgfaltige Vorbereitung auf ihre anspruchsvolle Aufgabe
vorzubereiten. Eine fachliche Begleitung auf hohem qualitativem Niveau sei dabei
unabdingbar. Zudem sei die Haufigkeit von kurzfristigen Herausnahmen und damit
die Notwendigkeit der Unterbringung in Bereitschaftspflegestellen tendenziell in den
letzten Jahren gestiegen. Zunehmend komme es vor, dass Kindesmutter aufgrund
ihres Alters, der psychischen Verfassung und/oder des familiar biografischen Hin-
tergrundes mit ihren Kindern Uberfordert seien oder z. T. bereits wahrend der
Schwangerschaft Uber das Familiengericht eine Herausnahme der Kinder aus der
Familie angestrebt werde. Hier stelle der Pflegekinderdienst einen zuverlassigen
Kooperationspartner dar, der zeitnah die Versorgung und Unterbringung von Kin-
dern in Bereitschaftspflege und Pflegestellen sicherstelle. Im Hinblick auf das ab
01.01.2016 zu erwartende Verteilungsverfahren von minderjahrigen unbegleiteten
Flichtlingen bestiinde die Mdglichkeit, Gber den SkF e.V. Flichtlingskinder in ge-
eignete Pflegefamilien zu vermitteln.

Zu den Zahlen erklart Herr Kucklick, dass der Pflegekinderdienst im Jahre 2014
rund 120 Pflegestellen betreut habe, davon 14 in Kurzzeitpflege und 20 in Bereit-
schaftspflege. In Fallen, in denen der Landkreis aufgrund eines mehr als zweijahri-
gen Aufenthaltes der Pflegefamilie im Landkreis nach § 86 Abs. 6 SGB VIII zustan-
dig geworden sei und damit kostenerstattungsberechtigt, konnten auf Grundlage
einer mit dem SkF e. V. geschlossenen Vereinbarung pro Fall pro Monat 141,05 €
dem kostenerstattungspflichtigen Trager in Rechnung gestellt werden. Seitens des
Jugendamtes werde empfohlen, die gute Zusammenarbeit mit dem SkF e. V. fortzu-
fuhren und die Kostenbeteiligung des Landkreises am Pflegekinderdienst auf 80 %
zu erhéhen.

Nach kurzer Diskussion beschlief3t der Jugendhilfeausschuss sodann einstimmig:
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Dem Kreistag wird empfohlen zu beschlieen, die Vereinbarung mit dem
SkF e. V. Uber die Wahrnehmung der Aufgaben des Pflegekinderdienstes
vom 10.11.1992 insoweit zu andern, als dass ab 01.01.2016 die Kostenbe-
teiligung des Landkreises Vechta auf 80 % festgelegt wird.

12. Antrag des Caritas-Sozialwerkes St. Elisabeth auf Weitergewahrung eines Zu-
schusses fur die AuBenstelle Damme (036/2015)

Herr Kucklick berichtet, dass das Caritas-Sozialwerk St. Elisabeth aufgrund des
hohen Beratungsbedarfes in den Siudkreisgemeinden seit 2004 eine Aul3enstelle
der Erziehungsberatungsstelle in Damme betreibe. Personell sei die Au3enstelle mit
zwei Mitarbeiterinnen mit einer Wochenarbeitszeit von 19,25 Stunden besetzt. Der
Landkreis habe dieses Beratungsangebot in den vergangenen Jahren mit einem
Personalkostenzuschuss von jahrlich 20.000 € unterstutzt.

Das Caritas-Sozialwerk St. Elisabeth beantrage ab 2016 fir drei weitere Jahre die
Gewahrung des Zuschusses.

Zur Begrundung des Antrages tragt Herr Kucklick vor, dass die Aul3enstelle sich als
wichtiger Faktor der psychosozialen Versorgung fir die Stadt Damme und die Sud-
kreisgemeinden Holdorf, Neuenkirchen-Voérden und Steinfeld etabliert habe, und
dass der Anteil der Beratungen fur Familien aus dem Sidkreis an der Gesamtzahl
der Beratungen im Landkreis Vechta mittlerweile 21,8 % betrage.

Wegen des nachgewiesenen kontinuierlichen Bedarfs solle das gut funktionierende
Angebot im Sudkreis auch fiir die nachsten Jahre aufrechterhalten werden.

Der Jugendhilfeausschuss beschliel3t sodann einstimmig:

Dem Kreistag wird empfohlen, dem Caritas-Sozialwerk St. Elisabeth fur die
Dauer von weiteren 3 Jahren ab 01.01.2016 bis 31.12.2018 einen Zu-
schuss in Héhe von jahrlich 20.000,00 € fir die Erziehungsberatungsstelle
— AuR3enstelle Damme — zu gewahren.

13. Fortfihrung der Forderung fir das Pro-Aktiv-Center (PACE) ab 01.07.2015
(037/2015)

Herr Kucklick bezieht sich auf die Beschlussvorlage. Er erklart, dass das am
01.08.2004 im Landkreis gestartete Projekt PACE (Pro-Aktiv-Center) verschiedene
Forderprogramme fur Jugendliche und junge Erwachsene zusammenfiihre. Gefor-
dert werde PACE durch ESF- und Landesmittel. Der Landkreis beteilige sich im
Rahmen einer Ko-Finanzierung an dem Projekt.

Trager des Projektes sei der Landkreis, der das Caritas-Sozialwerk St. Elisabeth mit
der Durchfiihrung der MalRnahme beauftragt habe. Zielgruppe von PACE seien be-
nachteiligte Jugendliche und junge Erwachsene im Alter von 14 — 27 Jahren, z. B.
junge ALGII-Empféangerinnen, junge Menschen ohne Schulabschluss oder Ausbil-
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dungsplatz.

Bisher sei PACE mit einem jahrlichen Betrag von 20.000 Euro vom Landkreis
Vechta gefordert worden. Fir die Zeit ab 01.07.2015 werde es eine neue Richtlinie
geben. Die neue Richtlinie befinde sich jedoch noch im Abstimmungsprozess und
nur erste Eckpunkte seien bekannt gegeben worden.

Danach werde die Forderung aus ESF- und Landesmitteln 90 % der zuwendungs-
fahigen Gesamtausgaben betragen. Der Landkreis Vechta musse 10 % als Ko-
Finanzierung einbringen, entsprechend 16.000 €. Die Hohe der zuwendungsfahigen
Gesamtausgaben sei auf eine Obergrenze beschrankt, die sich fir den Landkreis
Vechta auf insgesamt 160.000 € errechne. Die erste Forderperiode umfasse mit 22
Monaten den Zeitraum vom 01.07.2015 bis 30.04.2017.

Durch die neu festgelegten Obergrenzen wirden im Landkreis Vechta Personen-
kreise unberiicksichtigt bleiben, die bisher von den Forderschwerpunkten erfasst
worden seien. So fehlten bei zwei Eckpunkten nur wenige Personen bzw. Leis-
tungsberechtigte zur Erlangung hoherer Forderkontingente. Der Landkreis habe
dieses in seiner Stellungnahme im Rahmen der Verbandsbeteiligung am Nds.
Landkreistag auch beanstandet.

Herr Hilgefort erganzt, dass ein neuer Richtlinienentwurf Anderungen bei der Be-
messung der Obergrenzen vorsehe bzw. fir Landkreise, denen nur wenige Perso-
nen zur Erreichung von Forderkontingenten fehlten, die Mdglichkeit von Ausnahmen
einraume. Eine Erhohung der Landes- oder ESF-Forderung wirde in der Folge im
Rahmen der 10 %igen Kofinanzierung eine hdhere Beteiligung des Landkreises an
PACE bedeuten.

Herr Landrat Winkel schlagt vorbehaltlich der endgtltigen Regelung in der kiinftigen
Richtlinie vor, die Beschlussvorlage insoweit zu dndern, als dass eine Kostenbeteili-
gung des Landkreises an PACE in Hohe von 10 % an den zuwendungsfahigen Ge-
samtausgaben empfohlen werde.

Sodann beschlief3t der Jugendhilfeausschuss einstimmig:

Dem Kreistag wird empfohlen, das Pro-Aktiv-Center im Landkreis Vechta
fur die Dauer der ersten Forderperiode vom 01.07.2015 bis 30.04.2017 mit
jahrlich 10 % der zuwendungsfahigen Gesamtausgaben zu férdern.

14. Antrag der Jugendwerkstétten Damme, Lohne und Vechta auf Zuschuss zur
Kofinanzierung der ESF/Landesmittel (038/2015)

Herr Kucklick berichtet unter Bezugnahme auf die Beschlussvorlage, dass das Land
Niedersachsen nach MaRRgabe der Richtlinie Uber die Gewahrung von Zuwendun-
gen zur Forderung von Jugendwerkstatten vom 25.11.2010 anteilig mit Mitteln des
Landes und des Européischen Sozialfonds (ESF) die Arbeit der Jugendwerkstétten
fordere. Ziel sei es, individuell beeintrachtigten oder sozial benachteiligten jungen
Menschen den Zugang zur Beschéaftigung zu ermdglichen, um so ihre soziale In-
tegration zu verbessern. Die Jugendwerkstéatten arbeiteten so an der Schnittstelle
von Jugendhilfe und Arbeitsmarktforderung. Im Landkreis Vechta gebe es 3 Ju-
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gendwerkstéatten (Jugendwerkstatt der Diakonie in Damme, des Caritas-
Sozialwerkes in Lohne und des BDKJ in Vechta). In allen Jugendwerkstatten werde
auch an der sozialen, schulischen und beruflichen Eingliederung von Schilerinnen
mit fehlender Lernmotivation durch Nutzung alternativer, auf3erschulischer Lernorte
gearbeitet.

Ab dem 01.07.2015 beginne fir die Jugendwerkstatten eine neue Forderperiode der
Landes- und ESF-Forderung mit einschneidenden Anderungen. Eine Richtlinie liege
jedoch noch nicht vor. Grundlage der Forderung sei aktuell ein vom Nds. Ministeri-
um fir Soziales, Gesundheit und Gleichstellung erstelltes Informationsblatt zur kinf-
tigen Richtliniengestaltung.

Herr Kucklick erklart, dass die Forderung kinftig auf eine Personalkostenférderung
zuzuglich einer Restkostenpauschale umgestellt werde. Die Landes- bzw. ESF-
Fordermittel durfe nur 90 % der zuwendungsfahigen Gesamtausgaben betragen.
Unter der Voraussetzung, dass 16 Teilnehmerplatze mit max. 3 Arbeitsbereichen
vorgehalten werde, kdnne eine Jugendwerkstatt mit max. 165.000 € (90 %) jahrlich
vom Land bezuschusst werden. Vorausgesetzt werde, dass eine finanzielle Kofi-
nanzierung von 10 %, entsprechend 18.334 € sichergestellt werde. Fur die
3 Jugendwerkstatten im Landkreis Vechta betrage die Forderung in der ersten For-
derperiode vom 01.07.2015 — 31.03.2018 somit fir 33 Monate insgesamt 151.255 €
(jahrlich 55.002 €). Durch die Bereitstellung werde eine Férderung von 453.750 €
pro Jugendwerkstatt fir den Bewilligungszeitraum ermdoglicht.

Nach kurzer Diskussion beschliel3t der Ausschuss sodann einstimmig:

Dem Kreistag wird empfohlen zu beschliel3en:

Der Landkreis Vechta beteiligt sich an der Arbeit der Jugendwerkstatten im
Landkreis Vechta entsprechend der noch zu verabschiedenden Richtlinie
mit 10 % der zuwendungsfahigen Gesamtausgaben, max. 18.334,00 €
jahrlich pro Jugendwerkstatt. Die Férderung erfolgt zunachst fir den ersten
Bewilligungszeitraum vom 01.07.2015 — 31.03.2018.

15. Zuschuss fur die Kreishandwerkerschaft (KHWS) Vechta fir das Projekt "Be-
rufspraktische Integration" (039/2015)

Herr Kucklick berichtet unter Bezugnahme auf die Beschlussvorlage, dass der
Landkreis sich seit 2006 an dem Projekt ,Berufspraktische Integration“ der
KHWS mit jahrlich 42.600 € beteilige. Letztmalig habe der Kreistag in der Sit-
zung vom 24.07.2014 beschlossen, das Projekt bis 31.12.2015 zu férdern.

Ziel des Projektes sei die Integration noch nicht ausbildungsfahiger junger
Menschen in den Arbeitsmarkt. Die Teilnehmerzahl pro MaRnahme betrage 20
Personen.

Wegen der positiven Vermittlungsquote in den vergangenen Jahren habe sich
das Projekt als sehr erfolgreich erwiesen. Im Projektzeitraum 2014/15 hatten
von 39 in das Projekt aufgenommenen Teilnehmern 20 in eine Ausbildung oder
Arbeit und 4 in andere Bildungsmalinahmen vermittelt werden kdénnen. 4 Teil-
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nehmer befanden sich noch in einem Bewerbungsverfahren.

Die KHWS beantrage nunmehr die Erhéhung des Zuschusses ab 01.01.2016
auf 46.000 €, begrundet durch einen Anstieg der Personalkosten.

Auf die Frage, welcher Personenkreis durch das Projekt "Berufspraktische In-
tegration" gefordert werde, erklart Herr Hilgefort, dass die jungen Menschen
zumeist zum Kreis der Leistungsberechtigten aus dem SGB VIII, jedoch auch
zum Personenkreis des § 13 SGB VIII z&hlten. Hinsichtlich von Férdermdglich-
keiten aus dem Leistungskatalog des SGB Il solle eine Anfrage an das Job-
Center gerichtet werden.

Nach kurzer Diskussion beschliel3t der Ausschuss sodann mit einer Enthaltung:

Dem Kreistag wird empfohlen, das Projekt ,Berufspraktische Integration®
der Kreishandwerkerschaft fir den Zeitraum vom 01.01.2016 bis
31.12.2018 mit einem Zuschuss in Hohe von jahrlich 46.000,00 € zu for-
dern.

16. Richtlinie des Landkreises Vechta fir die Férderung der Jugendpflege
(045/2015)

Herr Kucklick bezieht sich auf die Beschlussvorlage und berichtet, dass nach
der Richtlinie des Landkreises Vechta fur die Forderung der Jugendpflege Ju-
gendgruppen und -verbande, die selbst oder deren Spitzenverband nach § 75
KJHG als forderwiirdig anerkannt seien, Zuwendungen fir MaBnahmen der Ju-
gendarbeit gewahrt werden kénnten.

Nach Inkrafttreten des SGB VIl sei eine solche Anerkennung als Trager der
freien Jugendhilfe grundséatzlich nicht mehr erforderlich. Es reicht die bloR3e
Feststellung der Forderwirdigkeit aus, um Férdermittel im Rahmen der Richtli-
nie zu beantragen. Etwas anderes gelte nur fir die auf Dauer angelegte Forde-
rung.

Seitens der Verwaltung werde vorgeschlagen, den Absatz der Richtlinie inso-
weit zu andern, dass Fordermittel beanspruchen kénne, der als férderwirdig
seitens des Jugendamtes eingeschatzt werde.

Mit Inkrafttreten des Bundeskinderschutzgesetzes am 01.01.2012 sei zudem
auch § 72 a SGB VIII, der den Ausschluss einschlagig vorbestrafter Personen
von der Wahrnehmung von Tatigkeiten in der Kinder- und Jugendhilfe zum Ge-
genstand habe, neu gefasst. Die Jugendamter seien gehalten, Vereinbarungen
mit den Tragern zu schlieRen, die im Bereich der Kinder- und Jugendarbeit tatig
seien und eine Forderung im Rahmen der Richtlinie zur Férderung der Jugend-
pflege beantragten. Diese Kooperationsvereinbarung sehe vor, dass die Trager
von allen Personen, unabhangig davon, ob sie haupt-, neben- oder ehrenamt-
lich tatig seien, ein sogenanntes erweitertes Fihrungszeugnis einsehe. Ziel sei
es, Personen, die wegen sexueller Delikte einschlagig vorbestraft seien, von
der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen fernzuhalten.
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Seitens der Verwaltung werde vorgeschlagen, den Abs. 1 der Richtlinie inso-
weit zu erganzen, dass eine Forderung nur erhalten kénne, wer eine Kooperati-
onsvereinbarung im Sinne des 8 72 a SGB VIII mit dem Jugendamt abge-
schlossen habe.

AbschlieRend schlagt Herr Kucklick vor, auch Nr. 8 der Richtlinie redaktionell zu
andern. Richtig sie die Formulierung: Schulen nach § 1 des Nds. Schulgesetzes

Sodann beschliel3t der Ausschuss einstimmig:

Dem Kreistag wird empfohlen zu beschlie3en:

a)

b)

Der Abs. 1 der Richtlinien des Landkreises Vechta fur die Forde-
rung der Jugendpflege wird wie folgt geéndert:

Der Landkreis Vechta gewéahrt nach Mal3gabe dieser Richtlinie im
Rahmen der zur Verfligung stehenden Haushaltsmittel Zuwendun-
gen fur MalRnahmen der Jugendarbeit. Zuwendungen kénnen nur
Jugendgruppen und —verbande erhalten, die selbst oder deren
Spitzenverband nach § 74 SGB VIl férderwiirdig sind. Zuwendun-
gen werden nur gewahrt, wenn mit dem Jugendamt eine Kooperati-
onsvereinbarung zur Sicherstellung des Tétigkeitsausschluss ein-
schlagig vorbestrafter Personen nach § 72 a SGB VIII geschlossen
wurde.

Die Nr. 8 der Richtlinien wird insofern geéndert, als der § 4 Nieder-
sachsisches Schulgesetz ersetzt wird durch 8 1 Niedersachsisches
Schulgesetz.

Ende der Sitzung: 17:10 Uhr

Vechta, 23.09.2015

Winkel
Landrat
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Martina Riemann-Wulf
Protokollfiihrer



	Ref_grname
	SMC_BM_SNFUNK
	Anwesenheit
	Entschuldigt
	BM_Text3
	Text
	Tagesordnung
	Nummer
	Betreff
	Wortprotokoll
	Beschluß
	Zu
	BM_TEXT4
	Ref_siname

